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hat  den  altdeutschen  Staat  in  unsern  Tagen  als  den 
reinen  Rechtsstaat  bezeichnet.  Er  enthält  allerdings  nur  wenige 
sonstige  Kultur-Elemente.  So  wurde  es  ihm  leicht,  die  Forderun- 
gen befriedigt  zu  sehen,  die  er  an  seine  Mitglieder  stellte.  Die 
Leistung  des  Einzelnen  ist  in  der  Friedenszeit  die  Wirksamkeit 
auf  der  Völkerschaftsversammlung  und  an  der  Gerichtsstätte,  im 
Kriege  der  Kampf  für  Volk  und  Heimat.  Es  sind  persönliche 
Leistungen.  Andere  Beiträge  zum  gemeinsamen  Wol  kennt  man 
nicht.  Es  gibt  keine  Steuern,  und  es  gibt  keine  Finanz  des  Staats, 
weil  es  weiter  keine  öffentlichen  Bedürfnisse  gibt.  Der  Schatz  des 
Fürsten  ist  sein  Privateigenthum,  von  dem  er  lebt,  aus  dem  er 
Andere  beschenkt  an  deren  Gesinnung  und  Thun  ihm  gerade  ge- 
legen ist,  und  der  sich  immer  wieder  ergänzt  durch  freiwillige 
Ehrengaben  der  Volksgenossen,  durch  gerichtliche  Strafgelder,  und 
im  günstigen  Fall  durch  einen  Antheil  an  der  Kriegsbeute;  das 
alles  also  von  unsicherer  Grösse  und  ungeregeltem  Betrag. 

Noch  zur  Zeit  des  Fränkischen  Reichs  ist  es  nicht  viel  an- 
ders gewesen.  Unter  den  Deutschen  Völkern  ist  das  Fränkische 
das  politisch  begabteste.  Es  hat  die  Eroberung  Galliens  nicht  vor- 
genommen um  die  Einwohner  ihres  Eigenthums  und  ihrer  persön- 


liehen  und  politischen  Freiheit  zu  berauben,  sondern  es  hat  die- 
selben als  Vollbürger  in  den  Grossstaat  eingereiht  der  aus  der 
Eroberung  hervorgieng.  Das  Fränkische  Reich  ist  das  einzige  un- 
ter den  aus  der  Völkerwanderung  erwachsenen  Herschaften  der 
Deutschen,  dem  das  moderne  Eroberungsprincip  zu  Grunde  lag. 
Das  Gebiet  wird  gewonnen,  nicht  das  Volk  geknechtet.  Es  fragte 
sich  ob  es  den  Fränkischen  Staatsmännern  auch  gelingen  würde, 
dem  beschränkten  altdeutschen  Staatsbegriff  eine  weitere  Ausdeh- 
nung zu  geben.  Man  war  dazu  in  den  Stand  gesetzt;  denn  man 
nahm  ein  Land  in  Besitz,  wo  Römische  Staatseinrichtungen  feste 
Wurzel  getrieben  hatten,  wo  man  umfassende  Staatszwecke  und 
stehende  Staatsabgaben  sehr  wol  kannte.  Aber  hier  haben  sich 
selbst  die  Franken  weniger  gelehrig  gezeigt  als  man  erwarten 
könnte.  Es  gibt  auch  jetzt  fast  keine  Ausgaben  für  öffentliche 
Zwecke,  aber  es  gibt  auch  kein  Vermögen  und  keine  Einkünfte 
des  Staats  sondern  nur  des  Königs.  Er  hat  einen  grossen  Grund- 
besitz gewonnen,  im  übrigen  ergänzt  sich  sein  Schatz  ähnlich  wie 
in  älterer  Zeit.  Denselben  Weg  gehen  die  zahlreichen  Konfiska- 
tionen, wie  der  Tribut  unterworfener  Völker,  bestehe  er  nun  in 
Kühen,  Pferden  oder  andern  nutzbaren  Thieren.  Es  kam  darauf 
an,  wie  man  sich  zu  der  hochentwickelten  Steuerverfassung  des 
gewonnenen  Römischen  Territoriums  stellen  würde,  ob  man  er- 
kannte wie  wichtig  diese,  wenn  allgemein  durchgeführt,  für  die 
Befestigung  der  Monarchie  werden  musste.  In  der  That  findet 
sich  nun  im  Fränkischen  Reich  eine  wirkliche  Steuer,  mehr  oder 
weniger  im  Anschluss  an  das  Vorgefundene.  Aber  sie  erhielt  sich 
nur  eine  Zeit  lang  als  öffentliche  Abgabe,  und  von  Anfang  an 
wird  sie  nicht  als  Staatssteuer  betrachtet  sondern  als  Königssteuer. 
Und  sie  auf  die  deutschen  Theile  des  Reichs  auszudehnen,  wäre 
gerade  deshalb  unmöglich  gewesen;  denn  sie  erschien,  namentlich 


in  der  Form  der  Kopfsteuer,  als  Zins  des  Knechts  an  den  Herrn, 
als  Einbusse  an  der  persönlichen  Freiheit.  In  den  vielen  Zöllen 
und  Wegegeldern  lag  diese  Gefahr  nicht,  sie  finden  sich  wol  des- 
halb so  zahlreich,  aber  auch  sie  fallen  nicht  dem  Staat  sondern 
dem  Könige  zu.  Desgleichen  der  grosse  Grundbesitz  des  Fürsten 
erscheint  nicht  als  Staatsdomäne,  von  der  er  die  blosse  Nutz- 
niessung  hätte,  sondern  als  sein  Privatbesitz.  Dem  entspricht 
auch  die  Verwendung  dieser  Mittel  für  seine  Person  und  seinen 
Hof,  für  Geschenke  und  Almosen  die  er  gibt;  er  tritt  davon  ab 
was  ihm  beliebt,  er  befreit  von  Lasten  und  Leistungen  wie  es  ihm 
gefällt.  Die  öffentlichen  Zwecke  werden  in  anderer  Weise  erfüllt: 
der  Krieg  ist  eine  Last  der  Einzelnen,  die  nöthigsten  Werke  des 
Friedens  wie  Brückenbau  und  Wegebau  mögen  mässig  besorgt 
worden  sein,  aber  jedenfalls  nicht  auf  Staatskosten,  sondern  als 
Last  von  Einzelnen  oder  Gemeinden  oder  Klassen,  je  nachdem  es 
der  Fall  ergab.  Die  Unfrachtbarkeit  des  Staats  für  die  allgemei- 
nen Interessen,  der  Mangel  einer  eigentlichen  Verwaltung,  die  Ver- 
schwendung der  vorhandenen  Mittel  an  bevorzugte  Persönlichkeiten, 
eignete  sich  am  wenigsten  für  ein  grosses  Reich  wie  das  Fränki- 
sche und  für  die  Befestigung  der  Monarchie  und  der  Einheit  ihrer 
Gewalt.  Je  mehr  man  den  Einzelnen  2[ab  um  sich  ihrer  Anhänc:- 
lichkeit  zu  versichern,  um  so  abhängiger  wurde  man  von  ihnen. 
Der  Verfall  des  Reichs  war  unausbleiblich.  Und  so  sehr  auch 
Karl  der  Grosse  als  Reformator  und  Restaurator  in  die  verschie- 
densten Gebiete  des  Lebens  eingriff,  den  Staat  auf  seine  noth- 
wendige  Basis,  die  Zusammenfassung  der  wirthschaftlichen  Kräfte 
des  \olks,  zu  gründen,  hat  doch  auch  er  nicht  verstanden.  Er 
konnte  den  Verhdl  auf  halten,  aber  nicht  ihn  verhindern. 

Einige  Veränderung  zeigt  wohl  die  Zeit  des  deutschen  Kaiser- 
thums, wenn  gleich  auch  jetzt  die  Hauptsache  auf  unmittelbaren 
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Leistungen  beruht,  die  öffentlichen  Einnahmen,  wie  sie  sich  auf 
das  Reichsgut  und  allerlei  sonstige  Rechtstitel  gründeten,  und  die 
öffentlichen  Ausgaben  von  inancheiiei  Art  ungeschieden  blieben 
von  denen  des  Königs,  eine  geordnete  Finanz wirth schaff  und  etwa 
dazu  eingesetzte  Behörden  nicht  zu  erkennen  sind,  namentlich 
eine  allgemeine  und  regelmässige  Besteuerung  für  König  oder 
Reich  nicht  auf  kommt.  Doch  treffen  wir  bei  Friedrich  I.  auf  das 
Wa  gnis,  den  geistlichen  Fürsten  in  ganz  Deutschland  eine  ein- 
malige Steuer  von  tausend  Mark  aufzuerlegen,  es  ist  das  aber  aus- 
drücklich als  ein  nur  zu  kirchlichen  Zwecken  bestimmtes  Unter- 
nehmen bezeichnet.  Und  ebenso  betrifft  ein  auf  das  ganze  Reich 
und  auf  mehrere  Jahre  ausgedehntes  Projekt  König  Philipps  nicht 
die  Bedürfnisse  des  Reichs  selbst  sondern  die  des  heiligen  Lan- 
des, und  erscheint  zudem  bloss  unter  der  Form  eines  Almosens. 
Dagegen  soll  schon  Heinrich  V.  nach  Englischem  Rath,  wo  man 
es  auch  unter  dem  Lehenssystem  frühe  verstand  dem  öffentlichen 
M esen  die  nöthigen  Geldmittel  zuzuführen,  eine  allgemeine  Steuer 
im  Reich  beabsichtigt  haben,  die  Grossen  aber  seien  damit  sehr 
unzufrieden  gewesen,  und  der  Versuch  mislang.  Und  dieselbe 
Idee  einer  stehenden  allgemeinen  Geldsteuer  durch  das  ganze 
Reich  tritt  auch  bei  Otto  IV.  wieder  hervor,  wahrscheinlich  gleich- 
falls ohne  Erfolg.  Besonders  der  erste  Habsburger  hat  dann  eine 
lebhafte  Thätigkeit  entwickelt  für  die  Ausbildung  der  Reichs- 
finanzen, neue  Erfindungen  im  Steuerwesen  werden  ihm  zuge- 
schrieben, bald  gründet  sich  seine  Forderung  auf  das  Vermögen 
bald  auf  den  ländlichen  Pflug  bald  auf  das  Handelskapital,  nicht 
allzuviel  hat  er  durchgesetzt,  und  es  sind  doch  nur  eimnalige 
Forderungen.  Aber  die  Form  der  direkten  Besteuerung  der  Ein- 
zelnen wird  damals  dieselben  Schwierigkeiten  gezeigt  haben  wie 
später,  auch  Unzufriedenheit  der  Zahler  gab  sich  kund  wie  immer 
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wenn  es  ans  Zahlen  geht.  Uberdiess  erkennt  man  deutlich  genug 
die  Ungeschicklichkeit  und  üngeübtheit  in  diesen  Dingen,  wie  das 
bei  den  ersten  Versuchen  natürlich  ist.  Auch  auf  einem  Städte- 
konvent zu  Nürnberg  erhält  er  sein  Geld  nicht  von  den  Einzelnen 
sondern  von  den  Gemeinden,  aber  er  hat  es  verstanden  sowol 
ältere  Verpflichtungen  der  Städte  zu  konservieren  als  neue  zu 
fixieren.  Und  das  war  nöthig,  denn  jetzt  kommen  besonders  die 
Ausgaben  für  das  Heer  in  Betracht,  da  das  Söldnerwesen  wuchs 
und  auch  die  dienstthuenden  Ritter  das  Geld  nicht  verschmähten. 
Trotz  alle  dem,  und  obwol  sich  mehr  und  mehr  die  Geldwirth- 
schaft  entwickelte,  kam  es  zu  keiner  centralisirten  Finanzverwal- 
timg,  sondern  gerade  wie  zu  Anfang  der  Kaiserzeit  die  naturalen 
und  persönlichen  Leistungen,  so  werden  jetzt  diese  städtischen 
Reichssteuern  zum  unmittelbaren  Bedürfnis  angewiesen,  nament- 
lich zum  Schuldenzahlen.  Denn  das  Schuldenmachen  unter  ver- 
schiedenen Formen  war  eine  fast  unvermeidliche  Auskunft,  da 
man  bei  dieser  Art  von  Verwaltung,  wo  Tag  aus  Tag  ein  von  der 
Hand  in  den  Mund  gelebt  wurde,  stets  an  den  nothwendigen 
Mitteln,  vorzüglich  für  Extrabedürfnisse,  Mangel  litt.  Beides  wirkt 
in  einander:  man  macht  Schulden,  weil  man  kein  Geld  hat,  und 
weil  man  immer  Schulden  heimzahlen  muss,  hat  man  immer 
kein  Geld. 

Die  verschiedenen  Versuche,  welche  in  Deutschland  gemacht 
wurden  um  über  die  Lehensgewalten  hinüber  die  Brücke  zu  span- 
nen zwischen  der  Hand  des  Königs  und  dem  Geldbeutel  der 
Unterthanen,  zeigen  zur  Genüge,  dass  man  oben  wohl  erkannte 
wie  ungenügend  das  herrschende  System  war.  Aber  nicht  in 
Deutschland,  sondern  in  Sicilien  ist  es  unter  einem  deutschen 
Fürsten,  unter  Friedrich  II.,  gelungen  diese  Erkenntnis  auch  prak- 
tisch zu  verwerthen,  und  es  schadete  dabei  keineswegs  dass  hier 
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ebenfalls  die  Einkünfte  des  Staats  in  die  Privatkasse  des  Fürsten 
flössen.  Ein  ausgedehntes  System  von  Monoj)olen  und  Accisen 
brachte  ungeheueren  Gewinn,  und  die  allmählige  Einführung  einer 
allgemeinen  jährlichen  Grundsteuer,  deren  Höhe  von  der  Regie- 
rung bestimmt  wurde,  that  das  übrige.  Diese  Dinge  waren  aber 
nur  möglich  durch  ein  sehr  stark  ausgebildetes  Beamtenthum, 
neben  welchem  die  Lehnsverhältnisse  ungemein  an  Bedeutung 
verloren.  Von  Einfluss  ist  dabei  ohne  Zweifel  gewesen,  dass  sich 
vielfach  in  der  Person  derselben  Beamten  richterliche  und  flnan- 
zielle  Befugnisse  vereinigten.  Die  Folgen  von  alle  dem  sind 
natiirlich  genug:  das  Militärwesen  war  glänzend  bestellt,  die  Marine 
suchte  ihres  Gleichen,  zu  Lande  gewann  es  der  Solddienst  über 
den  Lehensdienst,  man  hatte  das  Geld  dazu,  und  das  Königthum 
wuchs  ungemein  an  Stärke  nach  innen  und  aussen.  In  Deutsch- 
land freilich  stund  es  anders,  die  Sicilische  Ernte,  die  sehr  an 
moderne  Verwaltungsweise  erinnert,  war  hier  unerreichbar,  da  die 
fundalen  Gewalten  das  Wort  hatten. 

Es  blieb  in  Deutschland  dabei,  dass  der  König  sich  um 
Geld  und  Hilfe  nicht  an  die  Einzelnen,  sondern  an  die  Gesammt- 
heiten,  an  die  Stände  selbst,  besonders  an  die  städtischen  Gemein- 
schaften, zu  halten  hatte.  Man  war  also  dabei  immer  abhänm^ 

O ö 

von  diesen  Mittelgewalten,  abhängig  von  ihrem  guten  Willen  der 
sich  keineswegs  immer  ergiebig  zeigte. 

Man  hat  dann  im  fünfzehnten  Jahrhunderte  den  ernstlichen 
Versuch  gemacht  dieses  System  zu  durchbrechen  und  die  Steuer- 
kraft des  Volks  unmittelbar  zu  fassen. 

Es  ist  behauptet  worden,  dass  das  schon  unter  K.  Ruprecht 
geschehen  sei.  Aber  mit  Sicherheit  kann  man  doch  nur  von  sei- 
nen Hausgebieten  sagen  dass  da  die  Forderung  in  solcher  Art  ge- 
stellt wuide,  ausdiücklich  wegen  der  grossen  Ausgaben  für  das 


I -T’nTmrre'''JT.w»  j 


Reich  dessen  König  der  Pfalzgraf  zugleich  war,  aber  doch  eine 
partikidare  M assregel. 

Es  mussten  schon  die  allerdringendsten  Motive  Zusammen- 
kommen, politische  und  religiöse  Interessen  sich  verknüpfen,  um 
das  Reich  selbst  zu  einem  solchen  Schritt  in  Bewegung  zu  brin- 
gen. Das  geschah  in  den  Hussiten-Kriegen,  wo  es  sich  für  die 
katholische  Christenheit  um  die  Glaubenseinheit,  für  den  deutschen 
König  um  die  böhmische  Krone  handelte. 

Schon  1422  machten  die  Fürsten  auf  dem  Reichstag  zu 
Nürnberg  den  Vorschlag,  den  hundertsten  Pfennig  zu  erheben  und 
davon  ein  Soldheer  aufzustellen;  aber  die  Städte  erklärten,  dass 
ihre  Unabhängigkeit  dadurch  gefährdet  werde. 

Auf  dem  Frankfurter  Reichstag  von  1427  wurde  dann  doch 
die  Erhebung  einer  allgemeinen  und  direkten  Reichskriegssteuer, 
des  sogenannten  „gemeinen  Pfennigs“,  wirklich  beschlossen,  und 
die  Art  des  Vollzugs  möglichst  genau  festgestellt.  Also  endlich 
ein  grosser  Entschluss  von  kaum  berechenbarer  Tragweite.  Wenn 
sich  daraus  eine  bleibende  Einrichtung  entwickelte,  ein  stehendes 
geworbenes  Heer  möglich  wurde,  es  war  eine  Epoche  ohne  glei- 
chen für  die  ^Trfassung  Deutschlands  und  den  weiteren  Verlauf 
seiner  Geschichte.  Der  Gang  der  Dinge  konnte  ein  ähnlicher 
werden  wie  in  Frankreich,  wo  bald  darnach  auf  der  perma- 
nenten Steuer  und  der  stehenden  Armee  das  Königthum  sich 
hoch  erhob. 

Freilich  ist  schon  das  ausführliche  Reichsgesetz,  das  unsere 
Alten  damals  machten,  nicht  gerade  sehr  klar  und  geordnet.  Es 
wird  darin  zwar  an  alles  mögliche  gedacht,  der  Klerus  wie  die 
Laien  und  nicht  minder  die  Juden  werden  beigezogen.  Aber  für 
eine  officielle  Taxirung  des  Vermögens  oder  Einkommens  ist  nicht 
gesorgt,  und  die  Gewissenhaftigkeit  der  Steuerzahler  bleibt  immer 
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eine  unzuverlässige  Grundlage.  Wenn  mau  schliesslich  jedem  au- 
heimstellte, aus  freien  Stücken  mehr  zu  geben  als  gefordert  wurde, 
so  war  dabei  auf  die  Wirkung  des  versprochenen  Ablasses  gerech- 
net welcher  damit  verbunden  sein  sollte;  aber  selbst  das  konnte 
keine  ausreichende  Sicherheit  bieten.  Der  Art  nach  ist  es  eine 
höchst  sonderbare  Mischung  von  Kopfsteuer,  Standessteuer,  Ein- 
kommensteuer, Vermögenssteuer  und  Almosen,  eine  Kinderarbeit 
an  der  man  alle  gerechte  Vertheilung  vermisst,  wol  aber  erkennt 
wie  schwer  es  den  Staatsmännern  in  diesem  Fach  noch  wurde. 

Falls  das  Geld  einkam,  war  wenigstens  die  Vorsorge  besser 
getroffen  wie  es  zu  verwalten  sei.  Ortskommissionen  für  die  Er- 
hebung der  Steuer  sind  vorgesehen,  dann  Sammelkassen  an  bedeu- 
tenderen Punkten  des  Eeichs  mit  eingehenden  Vorschriften  über 
die  Geldkisten  und  die  Schlüssel  zu  den  Geldkisten,  endlich  an 
der  Spitze  ein  Centralausschuss  der  die  oberste  Verwaltung  und 
unbeschränkte  Verfügung  über  den  Ertrag  hatte  und  in  Nürnberg 
sass,  sechs  kurfürstliche  und  drei  städtische  Verordnete;  diese  be- 
schliessen  mit  absoluter  Mehrheit  wie  das  Geld  verwendet  werden 
soll,  sie  bestellen  die  Truppen,  und  sind  überhaupt  bevollmächtigt 
nach  Zweckmässigkeit  zu  handeln.  Also  eine  oberste  Finanz- 
behörde von  ungemeiner  Kompetenz,  und  in  ihr  auch  die  Städte 
von  angemessener  Vertretung,  weil  man  auf  ihre  Sachkenntnis  und 
auf  ihren  Reichthum  rechnete.  Es  war  fast  eine  Art  ständischen 
Reichsregiments,  der  Brandenburger  Friedrich  I.  wurde  der  oberste 
Hauptmann  für  den  Krieg  und  zugleich  Mitglied  des  Ausschusses. 

Wunderlich  mag  es  uns  erscheinen,  dass  unter  den  deut- 
schen Gebieten  miteingetheilt  sind  die  drei  Skandinavischen  Könio- 
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reiche,  Polen,  Lithauen,  Nord-  und  Mittelitalien;  es  ist  wol  eine 
verspätete  Erinnerung  an  die  alte  Idee  des  Reichs,  zugleich  mit 
Anknüpfung  an  das  gemeinsame  Interesse  der  ganzen  Christenheit 
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Avie  es  der  Kampf  gegen  die  Ketzer  bot.  Natürlich  war  dieser 
unzeitige  Au  s d eh  nun  gs  trieb  ohne  Erfolg.  Aber  auch  in  Deutsch- 
land selbst  zeigte  sich  unter  den  Ständen  des  Reichs  Widerwille 
aller  Art  gegen  die  neue  Belastung.  Wir  haben  noch  aus  dem 
alten  Plassenburger  Archiv  die  zahlreichen  Schreiben,  die  darauf 
bei  dem  Centralausschuss  eingiengen.  Man  verschiebt  die  Sache, 
man  entschuldigt  sich  unter  nichtigen  Vorwänden  und  mit  leeren 
Versprechungen,  oder  schreitet  auch  zu  Grobheiten  fort.  Viele  be- 
haupteten, sie  seien  zu  arm  geworden  durcli  eigene  Kriegsnoth 
und  sonstige  Umstände.  Die  Geistlichkeit  tliat  noch  am  meisten; 
manche  weltlichen  Obrigkeiten  sammelten  zwar,  behielten  aber  das 
Geld  für  sich.  Den  Herren  lag  nichts  am  Reich,  die  Unterthanen 
fanden  eine  Reichssteuer  zu  den  übrigen  Steuern  höchst  unange- 
nehm. Viele  Bürgerschaften  fürchteten,  dass  ihr  Reichthum  dabei 
zu  Tag  kommen  möchte.  Man  schrieb  endlos  hin  und  her,  man 
hielt  neue  Versammlungen  und  Besprechungen,  auch  in  Berlin 
eine,  aber  in  der  Mark  war  gleichfalls  wenig  Lust  zum  Zahlen. 
Herzog  Ludwig  der  Bärtige  von  Baiern  wollte  kein  Geld  aus  sei- 
nem Lande  lassen,  da  dasselbe  dann  vielleicht  an  Andere  gewen- 
det werden  könnte,  während  es  Baiern  nicht  zu  Statten  käme  das 
doch  eben  schutzbedürftig  sei.  Die  Görlitzer  meinen,  sie  hätten 
bereits  genug  gegen  die  Ketzer  getlian  und  brauchten  daher  bei 
dieser  neuen  Gelegenheit  nichts  zu  zahlen.  Strassburg  will  das 
Geld  erst  liefern,  wenn  die  andern  Reichsstände  das  auch  thun; 
und  ähnlich  äussern  sich  Spremberg,  Greifswald,  Stralsund,  Halber- 
stadt, Konstanz,  es  ist  überhaupt  das  häutigste:  was  andere  thun, 
oder  wenn  es  alle  thun,  das  heisst  natürlich  nichts  zu  thun.  Eine 
Anzahl  Städte  will  das  eingegangene  Geld  nicht  abliefern  sondern 
selbst  damit  Truppen  werben,  und  ebenso  wollen  die  Bergischen 
Ritter  erst  ab  warten  ob  der  Anschlag  ausgeführt  wird,  dann  aber 
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persönlich  nach  Böhmen  ziehen  „und  solch  Geld  selber  verzehren 
In  Niederbaiern  hat  man  es  nach  der  Einsammlung  gleich  zu  un- 
mittelbarer Bekämpfung  der  Hussiten  an  der  Grenze  verwendet, 
und  kann  es  deshalb  natürlich  jetzt  nicht  mehr  abliefern.  Die 
Stadt  Trient  meint,  sie  gehöre  gar  nicht  zu  Deutschland  sondern 
zu  Italien,  und  wenn  sie  auch  deutsch  wäre,  so  gehe  es  ihr  doch 
viel  zu  schlecht  als  dass  sie  zahlen  könnte.  Herzog  Karl  von  Lo- 
thringen ist  unglücklicherweise  selbst  schon  in  Krieg  verwickelt, 
will  daher  nichts  beitragen.  Die  Edelleute  des  Bisthums  Passau 
sind  kurz,  sie  wollen  die  Ihren  einfach  nichts  steuern  lassen.  Im 
Bisthum  Augsburg  haben  die  weltlichen  Stände  „gar  nichts  gege- 
ben, weder  klein  noch  viePS  Die  Bürger  der  Stadt  Rheinfelden 
sagen,  sie  könnten  über  sich  keine  Auskunft  ertheilen,  es  sei 
ihnen  überhaupt  nichts  von  der  ganzen  Sache  publicirt  worden. 
Graf  Heinrich  von  Görz  erwidert  rund  und  plump,  er  gebe  keine 
Antwort  und  lasse  die  Kurfürsten  schön  grüssen. 

So  kam  denn  wenig  ein,  und  auch  das  in  elenden  Münz- 
sorten wie  noch  vor  wenigen  Jahren  in  den  Opferstöcken  und 
Klingelbeuteln  üblich  war.  Der  Gedanke  des  Böhmischen  Kreuz- 
zuges musste  aufgegeben  Averden,  dem  Centralausschuss  fehlte  die 
Macht  der  Exekution,  der  Reichsgedanke  war  unterlegen.  Von 
vornherein  schon  war  übrigens  die  ganze  Steuer  nicht  als  eine 
bleibende  gefasst  worden  sondern  nur  als  eine  einmalige  und 
ausserordentliche.  Wir  können  uns  denken,  dass  der  Widerwille 
noch  viel  heftiger  gewesen  Aväre  wenn  man  die  Forderung  auf 
eine  wiederkehrende  jährliche  Steuer  gestellt  hätte.  Aber  daran 
dachte  man  gar  nicht.  Dann  hatte  sich  in  der  Ausführung  gleich 
wieder  der  Partikularismus  hervorgedrängt,  denn  es  gab  doch  keine 
verantwortlichen  Organe  für  die  Ausführung  als  die  Stände,  und 
nicht  mit  den  Einzelnen  oder  mit  den  Lokalkommissionen  sondern 
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mit  den  Ständen  korrespondirt  daher  der  Centralansschiiss,  so  dass 
wie  von  selbst  die  Unmittelbarkeit  des  Verhältnisses  der  Reichs- 
gewalt zn  den  Steuerzahlern  wegfiel.  Dieses  unmittelbare  Verhält- 
nis aber  wäre  gerade  die  Hauptsache  gewesen  für  eine  weitere 
Entwicklung  zu  Gunsten  der  Reichseinheit  und  für  die  Durchbre- 
chung der  Selbständigkeit  der  Landeshoheiten.  Nur  eine  zahlreiche 
und  zuverlässige  Reichsbeamtenschaft  freilich  hätte  dies  Verhältnis 
herstellen  können,  und  auch  dann  hätte  der  König  erst  Krieg 
führen  müssen  gegen  die  Stände  die  ihm  seinen  Krieg  nicht  be- 
zahlen wollten.  Er  hatte  sich  doch  ohne  Zweifel  die  EinbriDgung 
viel  leichter  vorgestellt,  weil  es  damals  etwas  neues  war  womit 
hier  die  Probe  gemacht  wurde. 

Es  ist  deshalb  ganz  natürlich  dass  man  unter  dem  näm- 
lichen König  Sigmund  stehen  blieb  bei  den  Matrikeln,  die  uns  seit 
1422  erhalten  sind,  und  die  eben  die  Leistungen  für  den  Krieg 
nicht  auf  die  einzelnen  Reichsangehörigen  vertheilen  sondern  auf 
die  Stände,  zunächst  auch  nur  ein  Mannschaftskontingent  und  erst 
später  ein  Geldkontingent  festsetzen. 

Freilich  ist  man  in  der  Folge  mehrfach  wieder  auf  den  „ge- 
meinen Pfennig“  zurückgekommen,  aber  nicht  mit  günstigem  Er- 
folg. Im  Jahr  1495  war  die  Meinung  recht  gut  als  an  eine  Aus- 
dehnung der  Steuer  auf  vier  Jahre  gedacht  wurde,  das  konnte  ja 
zu  weiterem  und  bleibendem  führen,  wenn  es  überhaupt  zu  etwas 
führte.  Aber  es  kam  statt  des  „gemeinen  Pfennigs“  einfach  wie- 
der zu  einer  Matrikel.  Es  hatte  nicht  einmal  etwas  geholfen,  dass 
Maximilian  I.  sich  in  einer  besonderen  Urkunde  verpflichtete,  er 
wolle  ja  gewiss  nicht  länger  als  die  vier  Jahre  die  Steuer  fordern. 

Man  kann  wol  sagen:  die  Zukunft  des  Reiches  beruhte  auf 
der  Frage  um  den  „gemeinen  Pfennig“  d.  h.  auf  der  Frage  ob  es 
möglich  sei  eine  allgemeine  Reichssteuer  auf  die  einzelnen  Reichs- 
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imterthanen  zu  legen.  Der  „gemeine  Pfennig“  musste  ein  Element 
der  Verfassung  werden,  er  musste  aus  einer  ausserordentlichen 
Forderung  eine  stehende  Einrichtung  werden.  Durch  ihn  erwuchs 
der  Peichsregierung  die  Möglichkeit,  sich  von  dem  guten  oder 
üblen  Willen  der  Partikular -Staaten  zu  emancipiren.  Zu  seiner 
Erhebung  gehörte  eine  stehende  Reichsbeamtenschaft,  in  alle  Theile 
des  Reichs  vertheilt,  eine  lebendige  Repräsentation  des  grossen 
Gesammtstaats,  den  sie  durch  ihr  blosses  Vorhandensein  und  mehr 
noch  durch  ihre  amtliche  Wirksamkeit  fortwährend  zum  Bewusst- 
sein der  Reichsunterthanen  brachte.  Lind  wenn  man  auch  bezwei- 
feln muss,  dass  der  gemeine  Mann  sich  aus  der  Reichssteuer  so- 
fort ein  wahres  Vergnügen  gemacht  hätte,  so  konnte  doch  das  Ge- 
fühl der  erhöhten  Sicherheit  der  Zustände  mit  seiner  WirkuiiQ' 
nicht  ausbleiben,  wenn  eine  einheitliche  und  stehende  Armee  des 
Reichs  sich  auf  die  Beiträge  der  Einzelnen  gründete,  aus  diesen 
Beiträgen  bezahlt  vom  Reich,  unabhängig  von  den  Partikularstaaten, 
eine  wirkliche  Reichsarmee.  Auf  diesem  W^eg  konnte  sie  das  wer- 
den. Denn  auch  den  moralischen  Halt  gewinnt  eine  Armee  doch 
nur  an  dem  Punkte,  von  dem  aus  sie  schliesslich  bezahlt  Avird, 
und  es  ist  ein  absolutes  Erfordernis  in  jedem  Staat,  auch  im 
Bundesstaate,  dass  dieser  Punkt  in  der  Person  des  obersten  Kriegs- 
herrn liege  und  dass  man  weiss  dass  das  so  ist  und  nicht  anders. 

Statt  dessen  blieben  in  Deutschland  die  Reichssteuern,  so 
oft  sich  das  Bedürfnis  Aviederholte,  auf  dem  Fuss  der  Matrikel,  und 
als  die  Form  der  sogenannten  Römermonate  aufkam,  Avar  das  doch 
Avieder  nur  eine  bestimmte  Berechnungsart  der  Matrikel.  Es  blieb 
somit  auch  die  Trennung  zAvischen  dem  ünterthan  des  Reichs  und 
dem  Oberhau])te  des  Reichs  durch  die  Mittelstufe  der  Partikular- 
geAvalten.  Es  blieb  auch  dabei,  dass  jede  Reichsbesteuerung  aw 
ausserordentlichem  Charakter  und  daher  \on  jedesmaliger  BeAvilli- 
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gung  des  Reichstages  abhängig  war.  Eine  Ausnahme  machte  nur 
das  Reichskammergericht,  dessen  Unterhaltung  allein  durch,  eine 
ordentliche  Reichsstener  bestritten  wurde,  alljährlich  wiederkehrend 
und  durch  einen  besonderen  Yertheihmgsanschlag  geregelt,’  doch 
ebenfalls  auf  Grundlage  der  Matrikularberechnnng.  Man  weiss 
welch  bedenkliche  Folgen  dieses  Stenerwesen  hatte  für  die  mili- 
tärische Kraft  der  Nation,  und  selbst  für  das  wichtigste  gemein- 
same Amtsinstitnt,  das  Reichskammergericht  selbst.  Der  Geld- 
mangel im  Gericht  ist  die  Untergrabimg  des  Rechts  im  Staate, 
der  Geldmangel  in  der  Armee  ist  die  Bedrohung  der  Existenz  des 
Staates.  Und  beides  hat  Deutschland  erleben  müssen. 

Doch  ist  dies  nur  die  Eine  Seite  der  Entwickelung.  Man 
hat  freilich  oft  genug  gesagt,  der  Deutsche  eigne  sich  besonders 
für  föderative  Verhältnisse.  Das  ist  ganz  falsch.  Vor  zw^ei  histo- 
rische Preisanfgaben  zugleich  gestellt,  hat  er  die  föderative  meist 
schlecht,  die  einzelstaatliche  zum  Theil  vortrefflich  gelöst.  Dass 
er  im  Stande  s(u  bei  sich  militärische  Macht  und  Verwaltung  des 
Rechts  und  dazu  alle  andern  Seiten  des  Staatslebens  in  reicher 
Weise  ausznbilden,  das  hat  die  Entwicklung  einer  ganzen  Anzahl 
seiner  ständischen  Territorien  gezeigt,  allen  voran  der  Branden- 
burgisch-Preussische  Staat.  Und  eben  der  Staat,  der  das  beste  * 
darin  leistete,  war  es  werth  und  hatte  die  Schuldigkeit  auf  sich,  an 
die  Spitze  des  neuen  Reiches  zu  treten.  Solang  die  Armee 

Prenssens  und  solang  seine  Finanzen  gut  sind,  darf  uns  für  seine 
Zukunft  nicht  bange  sein,  und  auch  nicht  für  die  des  neuen 
Reichs.  Aber  mit  der  Neugründung  des  Reichs  sind  dem  Preussi- 
schen  Staat  auch  neue  und  grössere  Lasten  erwachsen,  für  die  er 
zwar  nicht  allein  aufznkommen  hat,  aber  doch  er  in  erster  Linie. 

Die  Vergangenheit  des  alten  Reichs  hat  uns  manche  Lehre 
gegeben,  wie  man  es  nicht  machen  muss.  Die  Regierung  unseres 
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neuen  Reichs  hat  daraus  begriffen,  wie  inan  es  anders  machen 
muss.  Das  Reich  in  seinen  Finanzen  auf  eigene  Füsse  zu  stellen, 
hat  sie  als  ihre  klarste  und  nächste  Pflicht  für  die  Zeit  des  Frie- 
dens erkannt.  Es  muss  geschehen  um  jeden  Preis.  Man  darf  da- 
bei von  keinen  sogenannten  allgemeinen  Principien  ausgehen,  wenn 
es  sich  um  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung  der  Mittel  han- 
delt, sondern  jede  Art  ist  recht  wenn  sie  es  leistet.  Wir  dürfen 
nicht  wählerisch  sein,  wir  sind  im  Nothstand.  Man  muss  es  ma- 
chen wie  man  kann  und  vielleicht  nicht  wie  man  möchte.  Viele 
scheinen  es  bereits  vergessen  zu  haben,  dass  wir  immer  noch  erst 
in  der  Periode  des  Anfangs  leben,  von  Gefahren  umringt.  Eine 
verff'ühte  Blüte  des  Parteilebens  ist  in  der  Nation  erwacht.  Ein 
Tag  wie  der  heutige  eignet  sich,  sie  wieder  an  ihre  grossen  ge- 
meinsamen Ziele  zu  erinnern.  Nicht  bloss  dass  uns  da  die  höhe- 
ren und  allgemeinen  Gedanken  wieder  einmal  näher  treten.  Es 
ist  ebensoviel  persönliches  dabei.  Fühlt  unsere  Nation  im  Herzen 
den  Dank,  den  sie  einem  edlen  Fürsten  schuldet,  so  soll  sie  ihn 
auch  abtragen,  indem  sie  ihm  die  Vollendung  seines  weltgeschicht- 
lichen Werkes  möglich  macht.  Kein  schöneres  Geburtstagsgeschenk, 
das  sie  ihm  darbieten  könnte,  als  diess.  Möge  es  unserm  Herrn 
und  Kaiser  vergönnt  sein,  auch  diese  gTosse  Angelegenheit  fix  und 
fertig  zu  bringen!  Möge  er  uns  auch  in  seinem  neuen  Lebensjahre 
mit  voller  Kraft  und  frischem  Muth  erhalten  bleiben!  Das  ist  un- 
ser Herzenswunsch  am  heutigen  Tage. 


